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Optimismus trotz steigender Gewalt: 
Afghanistan nach dem ISAF-Abzug
Jan Koehler, Kristóf Gosztonyi und Alexander De Juan
Am 22. Juni 2015 griffen Taliban das afghanische Parlament in Kabul an und attackier-
ten damit erneut eine staatliche Einrichtung im Zentrum der politischen Macht. Sechs 
Monate nach dem Ende des 13-jährigen NATO-Kampfeinsatzes nehmen im Westen 
Befürchtungen vor einer weiteren Eskalation der Gewalt und einer Machtzunahme der 
Taliban zu. 
Analyse
Seit dem Ende des ISAF-Truppenabzugs kommt es vermehrt zu direkten Kämpfen 
zwischen afghanischen nationalen Sicherheitskräften und den Taliban. Die objektive 
Sicherheitssituation für die Bevölkerung hat sich verschlechtert. Dennoch bewerten viele 
Menschen im Norden des Landes die Folgen des Truppenabzugs Ende 2014/Anfang 2015 
optimistischer als noch im Jahr 2012.
  Die Anzahl der Gewaltopfer ist seit dem Jahr 2012 landesweit deutlich angestie-
gen und hat mit 3.699 zivilen Toten und 6.849 Verletzten im Jahr 2014 einen neuen 
Höchststand erreicht. 
  Die Zunahme direkter gewaltsamer Auseinandersetzungen zwischen staatlichen 
Sicherheitskräften, lokalen Milizen und den Taliban erhöhen die Gefahr eines neu-
en Bürgerkriegs in Afghanistan.
  Ungeachtet dieser Entwicklung zeigen Meinungsumfragen aus dem Norden des 
Landes aus dem Jahr 2012 und von Ende 2014 bzw. Anfang 2015, dass die Befragten 
mögliche Sicherheitsrisiken des ISAF-Truppenabzugs inzwischen deutlich geringer 
einschätzen als noch im Jahr 2012. 
  Die Wahlen und die Regierungsbildung im Jahr 2014, die stärkere Präsenz der 
afghanischen Sicherheitskräfte und die anhaltende internationale Unterstützung 
des Landes könnten für die positiveren Einschätzungen der Jahre 2014/2015 verant-
wortlich sein. 
  Die jüngste Taliban-Offensive seit April 2015 verdeutlicht aber auch die Volatilität 
der Sicherheitslage. Es besteht das Risiko, dass diese Entwicklungen die vorsichtig 
optimistische Stimmung in der Bevölkerung wieder zunichte machen.
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Angst vor einem neuen Bürgerkrieg
Im Dezember 2014 beendete die NATO den Abzug 
der International Security Assistance Force (ISAF) 
aus Afghanistan. Die ISAF mit einer Truppenstärke 
von über 100.000 Mann wurde durch die Mission 
„Resolute Support” mit etwa 12.000 Soldaten 
abgelöst. Mit dem Truppenabzug endete eine 
vierjährige Übergangsphase, die die vollstän-
dige Übertragung der Sicherheitsaufgaben auf 
die afghanischen Truppen vorbereitete. Die ver-
bleibende internationale Präsenz dient vor allem 
Trainings- und Beratungszwecken. 
Die reduzierte internationale Militärpräsenz 
sorgt international und mitunter auch inner-
halb Afghanistans für Befürchtungen vor einer 
Verschlechterung der Sicherheitslage und einer 
Erstarkung radikaler Gruppen. Im schlimms-
ten Fall werden ein erneuter Bürgerkrieg und 
eine Machtübernahme der Taliban nicht aus-
geschlossen. Die tatsächliche Entwicklung der 
Sicherheitslage bestimmt auch die politische und 
sozioökonomische Perspektive des Landes. Nicht 
nur die Intensität der Kampfhandlungen, der Grad 
der materiellen Zerstörung und das Ausmaß der 
humanitären Kosten, sondern vor allem die sub-
jektive Wahrnehmung der Bevölkerung wird über 
ihre Bereitschaft entscheiden, im Land zu bleiben, 
staatlichen Institutionen zu vertrauen und sich 
gesellschaftlich und wirtschaftlich zu engagieren. 
Ein halbes Jahr nach Ende der ISAF-Mission stellt 
sich somit die Frage, wie sich der Truppenabzug auf 
die tatsächliche Sicherheitslage und das subjektive 
Sicherheitsempfinden in Afghanistan ausgewirkt 
hat. Ist es zur befürchteten militärischen Eskalation 
gekommen? Wie bewertet die Bevölkerung die 
Folgen des Truppenabzugs auf ihre Sicherheit? 
Wir greifen im Folgenden auf Daten der Vereinten 
Nationen in Afghanistan zurück (UNAMA 2015), 
um die Entwicklung der Gewalt im Zeitraum 
zwischen den Jahren 2009 und 2015 nachzu-
zeichnen. Für die Frage nach der Entwicklung 
des subjektiven Sicherheitsempfindens greifen 
wir auf Meinungsumfragen zurück, welche die 
Autoren Jan Koehler und Kristóf Gosztonyi in 
den Jahren 2012 sowie Ende 2014 und Anfang 
2015 (Erhebungsphase von Dezember 2014 bis 
März 2015) im Nordosten Afghanistans durchge-
führt haben.1 Die Analysen zeigen eine unerwar-
1 Die Umfragen sowie die qualitativen Interviews, auf die 
in diesem Beitrag Bezug genommen wird, wurden in 
Kooperation mit dem DFG-geförderten Projekts C9 am SFB 
tete Abweichung der subjektiven Empfindungen 
im Nordosten des Landes von dem reell steigen-
den Gewaltniveau.
Die Sicherheitssituation vor und nach dem 
Truppenabzug
Abbildung 1 zeigt die geschätzte Zahl der zivi-
len Verletzten und Toten in direkter Folge von 
Kampfhandlungen, Anschlägen, Luftangriffen 
und sogenannten „unkonventionellen Spreng- 
und Brandvorrichtungen“ (Improvised Explosive 
Devices, IEDs). Die Zahlen beziehen sich jeweils 
auf das erste Quartal der Jahre 2009 bis 2015. 
Insofern erlauben sie einen ersten Vergleich des 
Gewaltniveaus vor und nach dem Truppenabzug 
der ISAF. 
Die Abbildung zeigt einen starken Anstieg 
der Gewalt in den Jahren von 2012 bis 2014. Das 
Jahr des Truppenabzugs war das gewaltreichste, 
seit die UN im Jahr 2007 mit einer systematischen 
Erfassung der zivilen Opfer begonnen hat. Die 
Anzahl der Toten und Verletzten schließt im Jahr 
2015 an das bereits sehr hohe Niveau des Jahres 
2014 an. Alleine im ersten Quartal 2015 hat UNAMA 
fast 2.000 zivile Opfer dokumentiert – darunter 655 
Todesopfer. Während die Gesamtzahl gegenüber 
dem gleichen Vorjahreszeitraum um ca. 2 Prozent 
sank, nahm die Anzahl der Opfer in Bodenkämpfen 
um 8 Prozent zu. In Folge dessen verzeichnet die 
UN auch eine deutliche Zunahme verletzter und 
getöteter Frauen und Kinder. Laut der UN ist diese 
Entwicklung auf die vermehrte Nutzung schwe-
rer Waffen in zivilen Wohngebieten zurückzufüh-
ren. Mit dem Abzug der internationalen Truppen 
nahm die Anzahl militärischer Operationen durch 
die staatlichen Sicherheitskräfte deutlich zu. Die 
Opferstatistik bestätigt somit die Befürchtung 
einer Verschlechterung der Sicherheitssituation im 
Kontext des internationalen Truppenabzugs.
Die skizzierten Trends gelten allerdings nicht 
für das gesamte Land in gleicher Weise, denn in 
der Intensität und zeitlichen Entwicklung der 
Gewalt bestehen starke regionale Unterschiede. 
Wenngleich die Unsicherheit gerade zwischen 
den Jahren 2012 und 2014 in allen Regionen des 
Landes zugenommen hat, ist die Gewalt in absolu-
ten Zahlen weiterhin im Süden und Südosten des 
700 „Governance“ der Freien Universität Berlin durchge-
führt.
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Landes konzentriert. Die Ursprünge der Taliban lie-
gen in Kandahar im paschtunischen Süden (Rashid 
2001). Dementsprechend genießt die Bewegung 
dort bis heute großen Rückhalt in der Bevölkerung. 
Außerhalb der paschtunischen Kerngebiete im 
Süden und Südosten konzentriert sich der Aufstand – 
und damit auch die Gewalt – oft auf paschtunische 
Siedlungsgebiete. Es wäre aber falsch, die Gewalt 
nur als Resultat eines paschtunischen Aufstandes 
zu sehen. In den letzten Jahren ist es den Taliban 
zunehmend gelungen, auch Nichtpaschtunen für 
ihre Sache zu gewinnen. So kommen die meisten 
sicherheitsrelevanten Vorfälle im Norden aus der 
mehrheitlich usbekischen Faryab-Provinz. Auch in 
der nordöstlichen Badakhshan-Provinz haben seit 
dem Jahr 2012 tadschikische Taliban immer wieder 
Distrikte ganz oder teilweise übernommen. 
Die subjektive Bewertung des Truppenabzugs
Wie bewertet die Bevölkerung die Folgen des 
Truppenabzugs auf die nationale und lokale 
Sicherheitssituation? Grundlage hierfür sind 
Umfragedaten aus dem Nordosten Afghanistans. 
Im Rahmen einer Wirkungsbeobachtung von 
Entwicklungsmaßnahmen wurden im Jahr 2012 
und Anfang 2015 jeweils über 5.000 Haushalte 
zu ihrer sozioökonomischen Situation und poli-
tischen Wahrnehmung befragt. Die Stichprobe 
umfasst 253 Dörfer in 25 Distrikten der vier nörd-
lichen Provinzen Kunduz, Takhar, Baghlan und 
Badakhshan. Die Stichprobe stellt sicher, dass 
zentrale sozioökonomische Unterschiede in der 
Bevölkerung adäquat erfasst sind – beispiels-
weise in Bezug auf die ethnische und religiöse 
Identität, Distanzen zu administrativen Zentren 
oder im Zugang zu natürlichen Ressourcen. Der 
Vergleich der beiden Umfragen ermöglicht es, 
Veränderungen über die Zeit nachzuzeichnen. 
Abbildung 2 zeigt das Antwortverhalten auf 
die folgende Frage: „Wie wird sich der (für 2014 
geplante bzw. der 2014 stattgefundene) Abzug 
auf die Sicherheit in ihrem Distrikt auswirken?“ 
Vergleicht man die Bewertung der Bevölkerung 
im Jahr 2012 vor dem Abzug mit der im Jahr 2015 
lässt sich eine Verschiebung zugunsten einer neu-
tralen und eher positiven Einschätzung beob-
achten: Unsicherheit bezüglich der zu erwar-
tenden Entwicklung und besonders negative 
Prognosen sind zurückgegangen, während deut-
lich mehr Befragte der Auffassung sind, der 
Truppenabzug würde sich nicht signifikant 
auf die Sicherheitssituation in ihrem jeweiligen 
Distrikt auswirken. Diese Entwicklung der sub-
jektiven Einschätzung zwischen den Jahren 2012 
und 2015 steht in Kontrast zu der oben dargestell-
ten Entwicklung der absoluten Gewaltniveaus, 
die eigentlich eine pessimistischere Prognose der 
Bevölkerung erwarten lassen würde – insbesondere 
weil Opferstatistiken gerade zwischen den Jahren 
2012 und 2015 einen deutlichen Negativtrend 
aufzeigen. 
Wir greifen auf weitere Elemente der 
Meinungsumfrage zurück, um die subjektive 
Bewertung des Truppenabzugs im Hinblick auf die 
Quelle: UNAMA 2015;  die Balken markieren die Gesamtzahl der zivilen Opfer (Primärachse links); die schwarze Linie 
zeigt nur zivile Opfer in Folge von Bodenkämpfen, also im Wesentlichen direkten Konfrontationen zwischen 
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Verwundete Todesopfer Verwundete und Todesopfer in Bodenkämpfen
Abbildung 1: Zivile Todesopfer und Verwundete, jeweils im ersten Quartal 2009-2015
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Sicherheitssituation und die politische Stabilität 
auf nationaler Ebene genauer zu untersuchen. 
Abbildung 3 zeigt den Grad der Zustimmung bzw. 
Ablehnung zu den fünf folgenden Statements: 
„Die afghanische Regierung ist zu schwach. Die 
Taliban werden bald unseren Distrikt überneh-
men“, „Nach dem Abzug könnte es erneut einen 
Bürgerkrieg geben“, „Die Taliban sind am besten 
vorbereitet, um die Sicherheit in unserem Distrikt 
nach dem Abzug der ausländischen Einheiten zu 
übernehmen“, „Jeder Haushalt sollte selbst für 
seine Sicherheit sorgen, weil niemand sonst seine 
Sicherheit garantieren kann“ und „Die Leute wer-
den lokale Kommandeure unterstützen, um die 
Sicherheit im Distrikt zu gewährleisten“. Hier zeigt 
sich in der zeitlichen Entwicklung der Jahre 2012 bis 
2015 ein ähnliches Bild wie bei der Frage nach der 
Bewertung der künftigen Sicherheitsentwicklung. 
Deutlich weniger Befragte erwarten eine rasche 
Machtübernahme der Taliban. Im Jahr 2015 stim-
men nur ca. 8 Prozent dieser Aussage voll zu – 
im Vergleich zu 23 Prozent im Jahr 2012. Bei der 
Frage nach einem möglichen Bürgerkrieg ist die 
Unsicherheit etwas größer. Aber auch hier zeigt 
sich ein deutlich positiver Trend: der Anteil der 
Befragten, die der Erwartung eher oder voll wider-
sprechen ist von ca. 38 auf 48 Prozent angestiegen. 
Während sich die Erwartungen im Hinblick 
auf die gesamtstaatliche Stabilität offenbar ver-
bessert haben, ist die Unsicherheit bezüglich der 
Taliban gestiegen. Sowohl der Anteil der Befragten, 
der die Taliban am besten positioniert sieht, hat 
sich reduziert als auch der Anteil der Menschen, 
der dem Statement widerspricht. Dagegen ist die 
Unsicherheit im Hinblick auf diese Frage deutlich 
angestiegen. Über 40 Prozent der Befragten – dop-
pelt so viele wie im Jahr 2012 – lehnen es im Jahr 
2015 entweder ab auf diese Frage zu antworten 



















































Abbildung 3: Subjektive Bewertungen zukünftiger politischer Entwicklung 2012 und 2015
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Die letzten zwei Fragen befassen sich mit loka-
ler Anpassung an den Unsicherheitskontext. Auch 
hier zeichnet sich ein Trend zu mehr Vertrauen in 
den Staat ab. Dies äußert sich in höherer Skepsis 
gegenüber nichtstaatlichen Formen der loka-
len Gewährleistung von Sicherheit. So ist die 
Zustimmung zur Frage, ob jeder Haushalt selbst 
für seine Sicherheit sorgen sollte, im Jahr 2015 deut-
lich schwächer ausgefallen als im Jahr 2012. Ebenso 
gehen im Jahr 2015 deutlich weniger Befragte 
davon aus, dass sich die Bevölkerung an die ehe-
maligen Lokalkommandeure zur Gewährleistung 
der Sicherheit wenden wird. Bei beiden Fragen 
hat sich die Rate der „vollständigen“ Zustimmung 
halbiert. 
Insgesamt kann man zwischen den Jahren 2012 
und 2015 eine Akzentverschiebung beobachten. 
Während im Jahr 2012 lokale Maßnahmen zur 
Gewährleistung der Sicherheit nach dem Rückzug 
ausländischer Truppen im Vordergrund stan-
den (Selbstbewaffnung und Zuwendung zu den 
Kommandeuren und Milizen), stehen diese im Jahr 
2015 mit dem Vertrauen in staatliche Kapazitäten 
in etwa gleichauf. Diese positive Entwicklung wird 
jedoch durch eine hohe Unsicherheit in Bezug 
auf die Fähigkeiten der Taliban zum Teil infrage 
gestellt. 
Einen differenzierteren Aufschluss bietet eine 
qualitative Untersuchung aus dem Jahr 2012, die 
parallel zu den dargestellten standardisierten 
Fragen durchgeführt wurde und thematisch an 
diese angelehnt war. Die Leitfrageninterviews, 
umfassten auch Fragen zu den Vorrausetzungen 
für eine positive Sicherheitsentwicklung in 
den Augen der Bevölkerung: Was müsste aus 
Sicht der Bevölkerung passieren, damit sich die 
Sicherheitssituation von 2012 auf 2014 positiv entwi-
ckelt? Insgesamt wurden 690 Leitfadeninterviews 
in den Untersuchungsgemeinden durchge-
führt; davon haben 665 Interviewpartner auf 
Fragen nach der Sicherheitserwartung geant-
wortet. Die Verteilung der Antworten stützt die 
Umfrageergebnisse der standardisierten Befragung 
aus dem Jahr 2012: 29 Prozent blicken eher positiv 
in die Zukunft, 32 Prozent negativ und 19 Prozent 
sind unentschlossen. Interessant ist hierbei, dass 
20 Prozent einen qualifizierten positiven Ausblick 
im Interview mitgeteilt haben, also positiv mit 
einschränkenden Konditionen. Wir haben darauf 
aufbauend alle 690 Interviews nach Hinweisen 
auf die genannten Konditionen für eine positive 
Entwicklung kategorisiert (siehe Abbildung 4). 
Am häufigsten werden als Bedingung für eine posi-
tive Entwicklung genannt: der Abzug der internati-
onalen Truppen, internationale Unterstützung für 
den afghanischen Staat und seine Sicherheitskräf-
te sowie der Schutz vor destruktiver Einmischung 
durch die Nachbarstaaten Pakistan und Iran. 
Der Abzug der ISAF wird dabei oft mit der 
Hoffnung auf eine politische Aussöhnung mit den 
Taliban und einer Abnahme der Einmischung aus-
ländischer Mächte verbunden. Diese Position teilten 
im Übrigen sowohl die Taliban als auch Präsident 
Karzai. Gleichzeitig halten viele Gesprächspartner 
eine weitere externe Unterstützung für notwendig 
– allerdings ohne internationale Kampfeinsätze. 
Stattdessen sollte diese externe Unterstützung 




























Abbildung 4: Sicherheitserwartungen für 2014
Quelle: Eigene Leitfadeninterviews 2012.
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chen Sicherheitskräfte und der Finanzierung 
von Entwicklungsmaßnahmen und der Afghan 
National Security Forces (ANSF) dienen. In die-
sem Zusammenhang wird auch immer wieder die 
Hoffnung geäußert, dass internationaler Druck die 
destruktiven Interventionen von Pakistan und dem 
Iran einschränken möge. 
Der Wunsch nach ziviler und diplomatischer 
internationaler Unterstützung steht nur schein-
bar im Widerspruch zur Befürwortung des ISAF-
Truppenabzugs. Im Hinblick auf die militärische 
Intervention bestanden in der Bevölkerung zur Zeit 
der Befragungen erhebliche Zweifel daran, dass 
die Interventionsmächte überhaupt willens waren, 
gegen den Einfluss der Nachbarstaaten vorzugehen. 
Man traute der ISAF trotz des Truppenaufwuchses 
nach dem Jahr 2009 und den Erfolgen gegen die 
Taliban nicht mehr zu, entschlossen gegen den 
von den Nachbarländern unterstützen Aufstand 
vorzugehen. Diese Diskrepanz zwischen kurz-
fristigen militärischen Erfolgen und subjektiver 
Wahrnehmung von Kapazitäten und Absichten 
steht für einen dramatischen Vertrauensverlust in 
die internationalen Truppen nach dem Jahr 2009; 
den ANSF hingegen wurden diese militärischen 
Erfolge gegen die Taliban sehr wohl zugeschrie-
ben, nicht aber der ISAF (Koehler 2014).
Als letztes Cluster einschränkender Bedingungen 
für eine optimistische Sicht der Zukunft sind die 
Antworten zu politischen Prozessen und gesell-
schaftlichen Konfliktdynamiken zu bewerten. 
Viele Interviewpartner verbanden im Jahr 2012 
die Sorge um die Konsequenzen der noch aus-
stehenden Präsidentschaftswahlen und die 
Kritik an der Fairness der Regierungsführung 
(Stichworte ethnischer Klientelismus und 
Verteilungsungerechtigkeit) mit Problemen laten-
ter ethnischer Diskriminierung und fehlender nati-
onaler Einheit der verschiedenen Identitätsgruppen 
im Lande. Insofern stellten die tatsächliche 
Durchführung fairer Wahlen und eine effek-
tive Verbesserung der Regierungsführung in den 
Augen der Bevölkerung wichtige Voraussetzungen 
für eine positive Entwicklung der Sicherheitslage 
dar.
Hintergründe der „optimistischen” Sichtweisen
Auf der Grundlage dieser Bedingungen für einen 
positiven Ausblick auf Sicherheit und Stabilität aus 
den Umfragen im Jahr 2012 kann die Entwicklung 
zu einem vorsichtig optimistischen Ausblick in der 
Umfrage des Jahres 2015 trotz der angespannte-
ren Sicherheitslage besser eingeordnet werden. 
Einige der subjektiv positiv gesetzten Konditionen 
sind in den Jahren von 2012 bis 2015 tatsächlich 
eingetreten.
Bei der Umfrage im Jahr 2012 wussten die 
Befragten noch nicht, ob die im Norden weitgehend 
positiv gewerteten ANSF überhaupt in der Lage sein 
würden, den Taliban ohne Unterstützung der ISAF 
zu widerstehen.2 Vor der Umfrage im Jahr 2015 hin-
gegen konnten die Menschen beobachten, wie die 
ANSF zunehmend die Sicherheitsverantwortung 
im ganzen Land übernahm. Internationale Truppen 
waren an Kampfhandlungen praktisch nicht mehr 
beteiligt. Der von manchen befürchtete – und von 
den Taliban erhoffte – Zusammenbruch der ANSF 
fand nicht statt. Im Gegenteil, die afghanischen 
Regierungstruppen konnten sich in Gefechten wie-
derholt durchsetzen. Auch wenn den nationalen 
Sicherheitskräften noch kein entscheidender Sieg 
gelang, wurde alleine die Tatsache, dass die ANSF 
nicht scheiterte, als Erfolg interpretiert. 
Die Taliban verloren zudem an Legitimität, 
da sie ihren bewaffneten Kampf mit der auslän-
dischen Militärpräsenz gerechtfertigt hatten. Die 
qualitativen Interviews aus dem Jahr 2012 zei-
gen, dass sich viele Afghanen vom Rückzug der 
internationalen Truppen neue Optionen für einen 
Friedensprozess mit den Taliban erhofften. Bis 
zur Frühjahrsoffensive der Taliban im April 2015 
gab es tatsächlich Anzeichen einer Annäherung 
zwischen der neuen Regierung und wichtigen 
Konfliktparteien. Diese können ebenfalls zur 
vergleichsweise optimistischen Prognose der 
Bevölkerung in der Umfrage des Jahres 2015 ver-
antwortlich gewesen sein. Schließlich fand sie nur 
wenige Monate nach den Präsidentschaftswahlen 
und nach Unterzeichnung des Machtteilungs-
Abkommens zwischen den zwei führenden 
Präsidentschaftskandidaten Ashraf Ghani und 
Abdullah Abdullah sowie der Amtseinführung 
Ghanis Ende September 2014 statt. Zuvor stan-
den die Lager der zwei Kandidaten einander noch 
unversöhnlich gegenüber. Ein Abgleiten in den 
Bürgerkrieg, in dem sich nicht nur Taliban und 
Staat, sondern auch die bewaffneten Unterstützer 
der zwei Kandidaten gegenübergestanden hätten, 
war eine reale Möglichkeit. Die trotz aller Zweifel 
2 Zur Einschätzung der ANSF seit 2007 siehe Böhnke et al. 
2015; Koehler und Gosztonyi 2014.
- 7 -GIGA Focus Nahost 5/2015
erfolgreich durchgeführten Wahlen und der wenn 
auch sehr späte politische Kompromiss trugen zum 
Optimismus in der Umfrage des Jahres 2015 bei. 
Ein prekärer Optimismus 
Anders als von vielen außenstehenden Beobachtern 
erwartet, haben viele Afghanen eine starke 
Affinität zu ihren staatlichen Sicherheitskräften 
entwickelt und ziehen diese sowohl den Taliban 
als auch den internationalen Streitkräften vor. 
Das bedeutet aber nicht, dass sie dem afghani-
schen Staat und den Sicherheitskräften blind 
zutrauen, für Sicherheit und Stabilität sorgen zu 
können. Selbsthilfe, lokale Milizen und zuver-
lässige internationale Unterstützung für den 
afghanischen Staat und gegen den destruktiven 
Einfluss von Nachbarstaaten sind in den Augen 
der Bevölkerung die wichtigen Bestandteile einer 
positiven Neuordnung. Trotz der Gewaltzunahme 
in Kämpfen zwischen Staat und Aufständischen 
zwischen den Jahren 2012 und 2014 sowie den 
Problemen bei der Regierungsbildung nach den 
Präsidentschaftswahlen des Jahres 2014 trauen 
heute mehr von uns befragte Afghanen ihrem Staat 
zu, für Sicherheit und Stabilität sorgen zu können 
als noch vor drei Jahren. 
Dieser Optimismus vieler Afghanen erklärt sich 
aus der Tatsache, dass der Staat den Abzug der 
meisten internationalen Truppen überstanden hat 
und die einheimischen Sicherheitskräfte in der Lage 
sind, den Taliban die Stirn zu bieten. Gleichzeitig 
nahmen sie mit Erleichterung zur Kenntnis, dass 
die Machtübergabe von Karzai an Ashraf Ghani 
überhaupt stattfand und Ghani letztlich auch einen 
Kompromiss mit seinem größte Konkurrenten, 
Abdullah Abdullah, schließen konnte. 
Diese erklärenden Rahmenbedingungen 
verweisen allerdings auch auf die zentralen 
Risiken für die weitere Entwicklung. Sollten die 
Sicherheitskräfte nicht mehr in der Lage sein, 
den neuerlichen Aufstand der Taliban einzugren-
zen, sollte die internationale Unterstützung für 
Kernbereiche des Staates versiegen, sollte der 
politische Kompromiss zwischen den Vertretern 
der Nordallianz und den Vertretern paschtunisch 
dominierter Gemeinden zusammenbrechen und 
sich zu einer vertieften institutionellen Krise des 
Staates ausweiten und sollten die Interventionen 
aus Pakistan und Iran eskalieren, werden die vor-
sichtig optimistischen Einschätzungen nicht lange 
Bestand haben.
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